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Stellungnahme der Bundespflegekammer e.V. zum Entwurf Referentenentwurf eines 
Gesetzes für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen 

 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum oben genannten Entwurf eines 
Bundesgesetzes. Die Bundespflegekammer ist der Zusammenschluss der Landespflegekammer 
Rheinland-Pfalz und der Landespflegekammer Nordrhein-Westfalen auf Bundesebene. Als 
gemeinsames Gremium vertritt sie die Interessen der Pflegefachpersonen von rund 280.000 
Mitgliedern – und zugleich der größten Berufsgruppe im Gesundheitswesen. 
 
Die Bundespflegekammer begrüßt ausdrücklich die Zielsetzung des Gesetzes, die Digitalisierung des 
Gesundheitswesens und der Pflege konsequent weiterzuentwickeln, Gesundheitsdaten besser nutzbar 
zu machen und die Versorgung sowie die Patient*innensicherheit zu verbessern. Insbesondere die 
stärkere Interoperabilität, die Weiterentwicklung der elektronischen Patientenakte (ePA), die sichere 
digitale Kommunikation sowie die Umsetzung des European Health Data Space (EHDS) sind aus Sicht 
der professionellen Pflege grundsätzlich wichtige und notwendige Schritte. 
 
Gleichzeitig zeigt der vorliegende Entwurf erhebliche strukturelle Defizite hinsichtlich der 
systematischen Einbindung der professionellen Pflege auf. Die Pflege wird überwiegend als 
Anwenderin digitaler Infrastruktur betrachtet, nicht jedoch als eigenständige Heilberufsgruppe mit 
eigener Fachlichkeit, Verantwortung und Selbstverwaltung. 
 
Der Entwurf adressiert an zahlreichen Stellen Ärzt*innen, Apotheker*innen, Krankenkassen sowie 
kassenärztliche Strukturen ausdrücklich und mit konkreten Zuständigkeiten. Die Pflegeberufe werden 
demgegenüber häufig lediglich pauschal unter dem Begriff der „Leistungserbringenden“ oder 
„Gesundheitsberufe“ mitgedacht. Dies wird der tatsächlichen Rolle professionell Pflegender in der 
Versorgung nicht gerecht. Pflegefachpersonen übernehmen bereits heute eigenverantwortliche 
Aufgaben in hochdigitalisierten Versorgungsprozessen, insbesondere bei der Dokumentation, im 
Medikationsmanagement, in der sektorenübergreifenden Kommunikation, im Entlassmanagement, in 
telemedizinischen Versorgungskontexten sowie im Umgang mit hochsensiblen Gesundheitsdaten. 
Die Bundespflegekammer fordert daher eine systematische und ausdrückliche Einbindung der  
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professionellen Pflege in sämtliche Governance-, Standardisierungs- und Interoperabilitätsstrukturen 
der Digitalisierung. 
 
Der Referentenentwurf enthält umfangreiche Regelungen zu Zugriffsrechten, Authentifizierung, 
Datennutzung und Rollen innerhalb der Telematikinfrastruktur sowie des EHDS. Gleichzeitig bleibt 
unberücksichtigt, dass in Ländern mit Pflegekammern bereits belastbare Berufsregister existieren, die 
einen erheblichen Beitrag zur sicheren Digitalisierung leisten können. Pflegekammern ermöglichen 
insbesondere die eindeutige Identifikation beruflich Pflegender, den Nachweis der Berufszulassung, 
sichere rollenbasierte Zugriffssteuerungen, berufsrechtliche Verantwortlichkeit, Qualitätssicherung 
und Berufsaufsicht sowie eine valide Grundlage für digitale Heilberufsausweise und 
Authentifizierungsprozesse. Die Bundespflegekammer sieht hierin einen wesentlichen Mehrwert für 
die sichere und qualitätsgesicherte Digitalisierung des Gesundheitswesens und empfiehlt ausdrücklich, 
bestehende Berufsregister der Pflege in zukünftige digitale Identitäts- und Zugriffsstrukturen 
einzubeziehen. 
 
Darüber hinaus sieht die Bundespflegekammer weiteren Handlungsbedarf bei der praktischen 
Ausgestaltung digitaler Authentifizierungs- und Signaturprozesse innerhalb der 
Telematikinfrastruktur. Die bestehenden Strukturen orientieren sich bislang überwiegend an 
ambulanten und niederlassungsbezogenen Versorgungsrealitäten. Das derzeitige Konzept des 
Heilberufeausweises geht vielfach von stationären Abläufen aus, in denen eine einzelne Person an 
einem festen Arbeitsplatz mit lokalem Kartenlesegerät arbeitet. Diese Annahme entspricht jedoch 
insbesondere in hochdynamischen klinischen Bereichen wie Zentralen Notaufnahmen, 
Intensivstationen oder interprofessionellen Akutversorgungssettings nicht den tatsächlichen 
Arbeitsprozessen. 
 
Die Verpflichtung zur physischen Nutzung des Heilberufeausweises am jeweiligen „Point-of-Care“ 
führt in der Praxis zu erheblichen Verzögerungen und unnötigen administrativen Belastungen. 
Angehörige der Gesundheitsberufe müssen für Signaturvorgänge teilweise Arbeitsabläufe 
unterbrechen oder physisch zu stationären Kartenlesegeräten wechseln. Dies bindet wertvolle 
Versorgungszeit und erschwert effiziente digitale Prozesse. 
 
Die Bundespflegekammer fordert daher eine stärkere Ausrichtung der Telematikinfrastruktur auf 
praxistaugliche, sektorenübergreifende und moderne Signatur- und Authentifizierungsverfahren. 
Insbesondere sollten institutionsbezogene Freigabeverfahren über Institutionskarten (SMC-B) für 
definierte klinische Routineprozesse rechtssicher ermöglicht werden. Dort, wo Pflegefachpersonen im 
Rahmen übertragener oder eigenständiger Kompetenzen tätig werden, müssen sie entsprechend auch 
in digitale Prozesse eingebunden und zur Durchführung notwendiger digitaler Dokumentations- und 
Freigabeprozesse befähigt werden. Gleichzeitig sollten zentrale Signaturlösungen sowie Hardware-
Sicherheitsmodule rechtlich und technisch ermöglicht werden, um Freigaben unmittelbar am 
Arbeitsplatz im Krankenhausinformationssystem und ohne physisches Stecken des 
Heilberufeausweises durchführen zu können. Perspektivisch sollte der Gesetzgeber zudem den 
Übergang von physischen Karten hin zu sicheren digitalen Identitäten und Zertifikatslösungen auf 
mobilen Endgeräten oder direkt innerhalb klinischer Informationssysteme fördern. 
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Aus Sicht der Bundespflegekammer muss sich die digitale Infrastruktur konsequent an den 
tatsächlichen Versorgungsprozessen orientieren. Digitale Anwendungen dürfen die 
Patient*innenversorgung nicht durch vermeidbare administrative Hürden erschweren. 
 
Gleichzeitig sieht die Bundespflegekammer erheblichen Handlungsbedarf hinsichtlich der 
tatsächlichen Interoperabilität medizinisch-pflegerischer Softwaresysteme. In der Versorgungspraxis 
bestehen weiterhin erhebliche Hürden beim Datenaustausch zwischen unterschiedlichen 
Krankenhaus-, Dokumentations- und Ersteinschätzungssystemen. Unterschiedliche proprietäre 
Datenstrukturen und eingeschränkte Schnittstellen führen dazu, dass vorhandene Daten vielfach nicht 
oder nur mit erheblichem bürokratischem Aufwand weiterverarbeitet werden können. Dies betrifft 
insbesondere klinische Informationssysteme sowie Anwendungen in Zentralen Notaufnahmen und 
pflegerischen Versorgungskontexten. 
 
Die Bundespflegekammer fordert daher, dass Anbieter medizinisch-pflegerisch relevanter Software 
verpflichtet werden, standardisierte und offene Schnittstellen bereitzustellen, damit ein 
bürokratiearmer, sicherer und interoperabler Datenaustausch gewährleistet wird. Die 
Weiterverarbeitung und Nutzung bereits erhobener Daten durch andere Systeme darf nicht durch 
proprietäre Datensatzorganisationen oder technische Zugangshürden eingeschränkt werden. 
Mindestens muss eine standardisierte „One-Way-Kommunikation“ zwischen den Systemen rechtlich 
und technisch sichergestellt werden, damit relevante Versorgungsdaten ohne Medienbrüche 
übertragen werden können. Ziel muss eine konsequent interoperable Versorgungslandschaft sein, die 
sich an den Bedürfnissen der Versorgungspraxis orientiert und die Arbeit professionell Pflegender 
spürbar erleichtert. 
 
Zudem sieht die Bundespflegekammer Nachbesserungsbedarf hinsichtlich der digitalen Einbindung 
des Rettungsdienstes in die geplanten Steuerungs- und Ersteinschätzungsprozesse. Der 
Referentenentwurf sieht eine stärkere digitale Patient*innensteuerung vor, berücksichtigt den 
Rettungsdienst hierbei jedoch bislang nicht ausreichend. Dadurch entsteht ein relevanter 
Systembruch: Während Patient*innen in anderen Versorgungsbereichen digital gesteuert und 
priorisiert werden sollen, bleibt der Rettungsdienst weiterhin ein weitgehend ungesteuerter 
Zugangsweg in die Zentralen Notaufnahmen.  
 
Die Bundespflegekammer hält es für erforderlich, den Rettungsdienst stärker in digitale Versorgungs- 
und Steuerungsstrukturen einzubinden. Notfallsanitäter*innen sollten befähigt werden, 
standardisierte digitale Ersteinschätzungen durchzuführen und deren Ergebnisse interoperabel an 
weiterbehandelnde Einrichtungen zu übermitteln. Die hierbei genutzten Systeme müssen mit den 
bundesweiten Ersteinschätzungs- und Dokumentationssystemen vollständig kompatibel ausgestaltet 
werden. Darüber hinaus sollten alle in den Rettungsdienst eingebundenen Berufsgruppen über die 
notwendigen digitalen Zugriffs- und Schreibrechte verfügen, um relevante Informationen unmittelbar 
in die elektronische Patientenakte oder andere interoperable Systeme übertragen zu können. Dies gilt 
insbesondere für pflegerisch relevante Ersteinschätzungen und Vorinformationen für die 
aufnehmenden Notaufnahmen. 
 
Aus Sicht der Bundespflegekammer ist eine durchgängige digitale Patient*innensteuerung vom 
Erstkontakt im Rettungsdienst bis zur Weiterbehandlung eine wesentliche Voraussetzung für eine 
funktionierende Primärversorgung, eine bessere Steuerung von Notaufnahmen sowie eine 
sektorenübergreifend koordinierte Versorgung.  
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Der Referentenentwurf stärkt die Primär- und Sekundärnutzung von Gesundheitsdaten erheblich. Die 
Bundespflegekammer begrüßt das Ziel, Gesundheitsdaten stärker für Versorgung, Forschung und 
Innovation nutzbar zu machen. Allerdings bleibt unklar, wie pflegefachliche Daten, 
pflegewissenschaftliche Erkenntnisse und pflegespezifische Versorgungsindikatoren künftig 
systematisch berücksichtigt werden sollen. Aus Sicht der Bundespflegekammer bedarf es daher einer 
eigenständigen pflegefachlichen Datenstrategie, der Entwicklung pflegesensitiver 
Qualitätsindikatoren sowie einer stärkeren Einbindung der Pflegewissenschaft in die 
Weiterentwicklung datenbasierter Versorgungsstrukturen. Ebenso ist sicherzustellen, dass 
professionell Pflegende an datenbezogenen Governance- und Entscheidungsstrukturen beteiligt 
werden. Ohne eine eigenständige pflegefachliche Perspektive besteht die Gefahr, dass pflegerische 
Versorgung im entstehenden Gesundheitsdatenraum weiterhin strukturell unterrepräsentiert bleibt. 
 
Die Bundespflegekammer begrüßt die mit dem Referentenentwurf verfolgte Zielrichtung ausdrücklich. 
Gleichzeitig bleibt der Entwurf in zentralen Bereichen hinter den Anforderungen einer 
professionsübergreifenden und pflegeintegrierten Digitalisierung zurück. Die professionelle Pflege 
muss als eigenständige Heilberufsgruppe sichtbar berücksichtigt, strukturell an Governance- und 
Interoperabilitätsprozessen beteiligt sowie berufsrechtlich, datenpolitisch und digitalstrategisch 
gleichberechtigt eingebunden werden. Pflegekammern und pflegerische Berufsregister bieten hierfür  
bereits heute wichtige Voraussetzungen und sollten daher als Bestandteil einer sicheren, 
qualitätsgesicherten und zukunftsfähigen digitalen Gesundheitsinfrastruktur ausdrücklich 
berücksichtigt werden. 
 
Für etwaige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
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